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Zufriedenheit mit der Demokratie
Ein Blick auf die Einstellungen der wahlberechtigten Bevölkerung von 1977 bis 2016

Seit den Arbeiten von David Easton 
(1965, 1975; siehe auch Almond und 
Verba 1963) gilt die politische Unter-
stützung der Bürgerinnen und Bürger 
als eine zentrale Voraussetzung für die 
Stabilität eines politischen Systems. Mit 
manifester (overt support) und latenter 
Unterstützung (covert support) unter-
scheidet Easton (1965, S. 159) zwei 
Formen der politischen Unterstützung. 
Bei der manifesten Unterstützung han-
delt es sich um Handlungen wie das 
Zahlen von Steuern oder die Wahl eines 
Kandidaten. Diese sichtbaren Formen 
der politischen Unterstützung sind 
nach Easton (1975, S. 436) aber nur 
der Ausdruck zugrundeliegender Ein-
stellungen zu politischen Objekten, die 
er als „covert support“ bezeichnet. Die 
Zufriedenheit mit der Demokratie gilt 
in der empirischen Sozialforschung als 
ein zentraler, aber durchaus umstrittener 
Indikator dieser politischen Unterstüt-
zung (Canache et al. 2001; siehe auch 
Abschnitt 1).

Das Politbarometer der Forschungs-
gruppe Wahlen bietet eine einzigartige 
Datengrundlage, um erstens die Ent-
wicklung der Zufriedenheit mit der 
Demokratie in Deutschland im Zeit-
verlauf zu betrachten und zweitens 
wichtige (individuelle) Bestimmungs-
faktoren der Demokratiezufriedenheit 
zu analysieren. Von 1977 bis 2016 
liegen von rund 340.000 Bürgerinnen 
und Bürgern Angaben zur Zufriedenheit 
mit der Demokratie vor. In Westdeutsch-
land haben von 1977 bis 2016 an 216 
Zeitpunkten knapp 230.000 wahlbe-
rechtigte Personen die Frage nach der 
Demokratiezufriedenheit beantwortet; 
in Ostdeutschland liegen entsprechende 
Informationen von 1990 bis 2016 von 
rund 110.000 Bürgerinnen und Bürgern 
vor (146 Zeitpunkte). Im Vergleich zu 
anderen Datenquellen – z.B. dem Euro-
barometer, der Allgemeinen Bevölke-
rungsumfrage der Sozialwissenschaften 
(ALLBUS) und der European Social Sur-

vey (ESS) – bietet das Politbarometer 
damit die mit Abstand umfangreichste 
Datengrundlage zur Analyse der Zufrie-
denheit mit der Demokratie in Deutsch-
land im Zeitverlauf.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut. 
Im folgenden Abschnitt wird zunächst 
das zentrale Merkmal dieses Beitrags 
– Zufriedenheit mit der Demokratie – 
näher erläutert, ehe die Entwicklung der 
Demokratiezufriedenheit in Deutschland 
von 1977 bis 2016 auf Grundlage der 
Daten des Politbarometers beschrieben 
wird. Ein besonderer Blick gilt dabei den 
Gemeinsamkeiten und Unterschieden 
in West- und Ostdeutschland. Daran 
anknüpfend werden zentrale (individu-
elle) Bestimmungsfaktoren der Zufrie-
denheit mit der Demokratie betrachtet. 
In einem Fazit werden die zentralen 
Befunde des Beitrags zusammengefasst.

Was ist Zufriedenheit mit der 
Demokratie?

Bei der Zufriedenheit mit der Demo-
kratie handelt es sich um eine Einstel-
lung einer Person gegenüber einem 
politischen Objekt. Mit dem Konzept 
der politischen Unterstützung hat Eas-
ton (1965, 1975) die einflussreichste 

Konzeptualisierung von Einstellungen 
gegenüber politischen Objekten vorge-
legt. Wie Grafik 1 zeigt, unterscheidet 
er mit a) den politischen Autoritäten, 
b) dem politischen Regime und c) der 
politischen Gemeinschaft drei Objekte 
eines politischen Systems. Diese Sys-
tematisierung basiert auf der Überle-
gung, dass die abstrakteren Objekte 
(z.B. Gemeinschaft) eine andere Form 
der Unterstützung erfahren als die 
konkreten Objekte (z.B. Politiker) eines 
politischen Systems.

Easton differenziert aber nicht nur 
zwischen den Objekten eines politischen 
Systems, sondern unterscheidet mit der 
spezifischen und der diffusen Unter-
stützung auch zwischen zwei Unter-
stützungsarten. Bei der spezifischen 
Unterstützung handelt es sich um eine 
leistungsabhängige Form der Unterstüt-
zung. Bürgerinnen und Bürger gewäh-
ren spezifische politische Unterstützung, 
wenn sie mit den Leistungen der poli-
tischen Autoritäten zufrieden sind. Die 
diffuse Unterstützung ist dagegen von 
konkreten Leistungen unabhängig. Das 
Objekt wird nicht unterstützt, weil es 
bestimmte Leistungen erbringt, sondern 
„for their own sake“ (Easton 1975, S. 
446). Während die spezifische Unterstüt-

Grafik 1 Konzept der politischen Unterstützung
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zung im Zeitverlauf damit theoretisch 
stärkeren Schwankungen unterliegen 
kann, sollte die diffuse Unterstützung 
grundlegender für die Systemstabilität 
und in ihrer Ausprägung stabiler sein 
(Gabriel 1989).

Wie Grafik 1 zeigt, hat Easton in seiner 
Konzeptualisierung eine asymmetrische 
Zuordnung der Unterstützungsarten 
zu den Unterstützungsobjekten vorge-
nommen. Während sich die spezifische 
Unterstützung nur auf die politischen 
Autoritäten richtet, bezieht sich die 
diffuse Unterstützung auf alle drei 
Objekte des politischen Systems. Easton 
begreift zudem die diffuse Unterstüt-
zung als mehrdimensionales Konzept 
(siehe Grafik 1). Die Komponenten, die 
die diffuse Unterstützung konstituieren, 
variieren mit dem Unterstützungsob-
jekt. Bei der politischen Gemeinschaft 
bezieht sich die diffuse Unterstützung 
auf das Gemeinschaftsbewusstsein, die 
Gruppenidentifikation oder das Wir-
Gefühl – kurz: auf die Verbundenheit 
mit der politischen Gemeinschaft. Mit 
Blick auf die politischen Autoritäten 
und das politische Regime teilt er die 
diffuse Unterstützung in die Kategorien 
„Vertrauen“ und „Legitimitätsüberzeu-
gungen“ (Easton 1975, S. 447-453).

Die von Easton vorgeschlagene Kon-
zeptualisierung politischer Einstellun-
gen gegenüber verschiedenen Objekten 
eines politischen Systems erlaubt ein 
besseres Verständnis für die Stabilität 
von politischen Systemen. Während 
für die Stabilität eines politischen 
Systems ein Minimum an politischer 
Unterstützung des politischen Regimes 
unerlässlich ist, räumt Easton bei den 
politischen Autoritäten ein, dass ein 
System auch beim Fehlen entsprechen-
der Unterstützung – zumindest zeitweise 
– überlebensfähig ist (Easton 1965, S. 
212). Deshalb bezeichnet Easton (1975, 
S. 444) diffuse Unterstützung auch als 
ein „reservoir of favorable attitudes“. 
Mit anderen Worten: Die Unzufrieden-
heit der Bürgerinnen und Bürger mit 
der Arbeit politischer Autoritäten führt 
nicht unmittelbar zur Krise eines politi-
schen Systems. Erst längere Phasen der 
Unzufriedenheit haben Auswirkungen 
auf die Regimeunterstützung und kön-
nen eine Gefährdung des politischen 
Systems zur Folge haben.

Die Zufriedenheit der Bürgerinnen 

und Bürger mit der Demokratie gilt in 
der empirischen Sozialforschung zwar 
als wichtiger Indikator für die Stabilität 
eines politischen Systems (z.B. Westle 
und Niedermayer 2009; Sanders et al. 
2014; Braun und Tausendpfund 2015). 
Die Einordnung dieser Einstellung in 
das Konzept der politischen Unterstüt-
zung ist aber durchaus umstritten (für 
ein Überblick siehe z.B. Allenspach 
2012, S. 50). Canache et al. (2001) haben 
in der Literatur verschiedene Interpre-
tationen des Indikators „Zufriedenheit 
mit der Demokratie“ identifiziert. Die 
Frage nach der Zufriedenheit mit der 
Demokratie wird erstens als Indikator 
für die Unterstützung der politischen 
Autoritäten, zweitens als Indikator für 
die Regimeunterstützung unabhängig 
von der Bewertung der aktuellen Amts-
inhaber und drittens als zusammenfas-
sender Indikator für die Zufriedenheit 
mit dem existierenden politischen Sys-
tem gedeutet. Bei der dritten Sichtweise 
bilden die Zufriedenheit mit den politi-
schen Autoritäten und die Zufriedenheit 
mit dem politischen Regime jeweils eine 
Teilkomponente der Zufriedenheit mit 
der Demokratie.

Nach der zweiten Leseart bezieht sich 
die Zufriedenheit mit der Demokratie 
nicht etwa auf einen bestimmten Politi-
ker oder eine konkrete Institution, son-
dern auf die Bewertung des gesamten 
politischen Systems. Dalton (1999, S. 68) 
bewertet die Demokratiezufriedenheit 
deshalb als Regimeunterstützung. Er 
ordnet diesen Indikator allerdings eher 
der spezifischen Unterstützung zu, weil 
er auf die „performance of the system“ 
abzielt (Dalton 1999, S. 68). Sicherlich 
beinhaltet eine Antwort auf die explizite 
Frage nach der Zufriedenheit mit der 
Demokratie auch eine Bewertung ihrer 
empfundenen Leistungsfähigkeit. Aller-
dings bezieht sich die Formulierung 
nicht auf einzelne politische Instituti-
onen oder Autoritäten, sondern auf das 
komplette politische System. Deshalb 
wird die Frage nach der Demokratie-
zufriedenheit auch als Indikator für die 
diffuse Regimeunterstützung betrachtet 
(z.B. Braun und Schmitt 2009, S. 71; 
Braun und Tausendpfund 2015, S. 341). 
Dabei dürfte der Indikator allerdings 
eher die „output-orientierte“ Legitimi-
tät des politischen Systems (Scharpf 
1999; Linde und Ekman 2003, S. 394) 

und weniger die grundlegende Akzep-
tanz eines demokratischen Systems 
erfassen (siehe auch Fuchs und Roller 
2016, S. 408). In diesem Beitrag wird 
die Zufriedenheit mit der Demokratie 
als Indikator verstanden, der sich aus 
spezifischer und diffuser Unterstützung 
zusammensetzt (ähnlich auch Clarke et 
al. 1993, S. 1003).

Zufriedenheit mit der Demokratie 
von 1977 bis 2016

Die Frage nach der Zufriedenheit mit 
der Demokratie gehört zum festen Fra-
geprogramm des Politbarometers. Die 
Bürgerinnen und Bürger werden zwar 
nicht bei jeder Erhebung des Politba-
rometers zu ihrer Zufriedenheit mit 
der Demokratie befragt, aber in jedem 
Jahr gibt es mehrere Befragungen, die 
das Item enthalten. Bei der Analyse der 
Zufriedenheit mit der Demokratie auf 
Basis der Daten des Politbarometers ist 
allerdings auf drei Herausforderungen 
hinzuweisen. Erstens ändert sich im 
Zeitverlauf die Zahl der Antwortkatego-
rien, zweitens wurde die Frageformulie-
rung angepasst und drittens wechselte 
die Methode der Datenerhebung von 
persönlichen Interviews Mitte 1988 zu 
telefonischer Befragung.

Von 1977 bis 1988 standen den 
Befragten vier (inhaltliche) Antwortka-
tegorien zur Verfügung: sehr zufrieden, 
eher zufrieden, eher unzufrieden und 
sehr unzufrieden. Seit 1989 können die 
Personen nur noch mit „eher zufrieden“ 
oder „eher unzufrieden“ antworten. Für 
die Analyse werden die Angaben von 
1977 bis 1988 entsprechend in zwei 
Kategorien (eher/sehr zufrieden und 
eher/sehr unzufrieden) zusammenge-
fasst. Wie Tabelle 1 zeigt, lassen sich 
bei der Erfassung der Zufriedenheit mit 
der Demokratie verschiedene Fragevari-
anten unterscheiden. Die Variante A ist 
problematisch, da mit „politischen Par-
teien“ und „ganzen politischen System“ 
zwei Stimuli vorliegen. Bei Variante B 
bezieht sich die Frage explizit auf das 
„ganze politische System“, bei Variante 
C fehlt diese Konkretisierung. Bei der 
Datenaufbereitung wurde geprüft, ob 
der geänderte Befragungsmodus sowie 
Frageformulierung und Antwortoptio-
nen erkennbare Effekte auf das Ant-
wortverhalten hatten. Dabei wurden 
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Tabelle 1 Erfassung der Zufriedenheit mit der Demokratie

Variante Formulierung Erhebungsjahr

A Was würden Sie allgemein zur Demokratie 
in der Bundesrepublik Deutschland, d.h. zu 
unseren politischen Parteien und zu unserem 
ganzen politischen System sagen?

1977 bis 1980
1982 bis 1987
1988 (Februar und Juni)

B Was würden Sie allgemein zur Demokratie in 
der Bundesrepublik, d.h. zu unserem ganzen 
politischen System sagen?

1981
1988 (September und November)
1989-1992

C Was würden Sie allgemein zur Demokratie in 
Deutschland sagen?

1993-2016

keine Auffälligkeiten identifiziert, so 
dass diese Veränderungen nicht unmit-
telbar die Datenqualität gefährden.

Die Linien in Grafik 2 zeigen den 
Anteil der Personen, die bei der jewei-
ligen Befragung angegeben haben, mit 
der Demokratie in Deutschland (eher 
bzw. sehr) zufrieden zu sein. Als zeitli-
che Orientierungspunkte sind – neben 
dem ersten (April 1977) und letzten 
Datenpunkt (Oktober 2016) – jeweils 
der Datenpunkt der nächsten Bundes-
tagswahl eingetragen. Wie in Grafik 2 
erkennbar, waren Ende der 1970er Jahre 
knapp 80 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger mit der Demokratie in Deutsch-
land zufrieden. In der Endphase der 
sozialliberalen Koalition (1980-1982) ist 
ein starker Rückgang der Demokratiezu-
friedenheit festzustellen (zur Koalitions-
krise und zum Regierungswechsel 1982 
siehe Bohnsack 1983). Von Oktober 

1980 bis zum Frühjahr 1982 sinkt die 
Zufriedenheit mit der Demokratie von 
80 auf 55 Prozent. Bereits ab April 1982 
– und damit vor dem Regierungswech-
sel im Herbst 1982 – steigt die Demo-
kratiezufriedenheit wieder an, liegt zum 
Jahreswechsel 1982/83 bei 70 Prozent 
und stabilisiert sich in den Folgejahren 
bei knapp 70 Prozent. Im Vorfeld der 
deutschen Wiedervereinigung liegt die 
Zufriedenheit mit der Demokratie ab 
Oktober 1989 stabil über 70 Prozent, 
Ende 1990 sind vier von fünf Befrag-
ten mit der Demokratie in Deutschland 
zufrieden.

Die ökonomisch und politisch 
schwierigen Jahre nach der Wieder-
vereinigung führen ab 1991 allerdings 
zu einem stetigen Rückgang der Demo-
kratiezufriedenheit (siehe auch Nieder-
mayer 2005, S. 105; Gabriel 2005, S. 
495-498). In Westdeutschland sinkt die 

Zufriedenheit von Januar 1991 (80 Pro-
zent) bis April 1992 (61 Prozent) um 19 
Punkte. In den Folgejahren stabilisiert 
sich die Demokratiezufriedenheit bei 60 
Prozent. Mit dem Regierungswechsel im 
Herbst 1998 ist zunächst ein leichter 
Anstieg der Demokratiezufriedenheit 
festzustellen, ab 2003 ist allerdings ein 
kontinuierlicher Abwärtstrend zu beob-
achten. Von Juni 2003 bis Ende 2005 
liegt die Zufriedenheit in Westdeutsch-
land unter 60 Prozent. Ab 2006 ist ein 
langsamer Aufwärtstrend zu beobach-
ten, der aber durch die Finanz- und 
Eurokrise kurzfristig unterbrochen wird. 
Ab Mitte 2013 liegt die Zufriedenheit 
mit der Demokratie in Westdeutschland 
bei knapp 70 Prozent.

Die in Grafik 2 dokumentierten 
Ergebnisse zeigen erhebliche Unter-
schiede in der Zufriedenheit mit der 
Demokratie zwischen West- und Ost-
deutschland (siehe auch Thaidigsmann 
2009, S. 114-117; Holtmann und Jaeck 
2015; Fuchs und Roller 2016). Nach 
einer kurzen Phase der Vereinigungs-
euphorie liegt die Demokratiezufrie-
denheit in Ostdeutschland von Juni 
1992 bis Mitte 1994 lediglich bei 30 
Prozent, erst Mitte der 90er Jahre ist 
ein langsamer Anstieg auf rund 40 
Prozent festzustellen. Ende 2002 fällt 
die Demokratiezufriedenheit wieder auf 
30 Prozent, steigt ab September 2005 
wieder auf 40 Prozent. Seit 2013 liegt 
die Zufriedenheit mit der Demokratie 
in den ostdeutschen Bundesländern bei 
über 50 Prozent.

Für die Erklärung der Ost-West-
Unterschiede lassen sich mit der Sozi-
alisations- und der Situationshypothese Grafik 2 Zufriedenheit mit der Demokratie von 1977 bis 2016
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zwei Ansätze unterscheiden 
(z.B. Neller 2006, S. 64-70; 
Niedermayer 2005, S. 109). 
Vertreter der Sozialisations-
hypothese argumentieren, 
dass die Niveauunterschiede 
auf variierende Sozialisati-
onserfahrungen der Men-
schen in den verschiedenen 
Gesellschaftsordnungen 
zurückgeführt werden kön-
nen. Danach wurden die 
Bürgerinnen und Bürger 
in unterschiedlichen politi-
schen Kontexten sozialisiert. 
Während die Menschen in 
den westdeutschen Bundes-
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ländern schon mehrere Jahrzehnte in 
einem demokratischen System soziali-
siert wurden und entsprechend demo-
kratische Werte internalisiert haben, 
waren die Bürgerinnen und Bürger in 
den ostdeutschen Bundesländern mit 
einer autokratischen politischen Herr-
schaft konfrontiert. Demzufolge haben 
die Menschen in den ostdeutschen 
Bundesländern keine Sozialisation in 
einem demokratischen System erlebt 
und es konnten keine demokratischen 
Werte und Normen vermittelt werden, 
so dass sie letztlich auch eine geringere 
Zufriedenheit mit dem (demokratischen) 
politischen System äußern als Personen, 
die in einem demokratischen System 
sozialisiert wurden (z.B. Braun 2013, 
S. 86-88).

Anhänger der Situationshypothese 
verweisen dagegen stärker auf die 
ungleichen Lebensbedingungen in Ost 
und West, die eine unterschiedliche 
Bewertung der Demokratie zur Folge 
hat. So gibt es auch mehr als 25 Jahre 
nach der Wiedervereinigung immer 
noch große Unterschiede zwischen den 
„alten“ und den „neuen“ Bundeslän-
dern. Die Arbeitslosenquote ist in den 
ostdeutschen Bundesländern höher als 
in den westdeutschen Bundesländern, 
und das Bruttoinlandsprodukt je Ein-
wohner in den neuen Bundesländern 
geringer als in den alten Bundesländern 
(Statistisches Bundesamt und Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung 2016). Entsprechend fällt die 
Zufriedenheit mit der Demokratie in 
Ostdeutschland geringer aus als in West-
deutschland, weil die Lebenssituation 
für viele Menschen in Ostdeutschland 
schlechter ist als in Westdeutschland. 

Empirische Befunde deuten darauf 
hin, dass sich die Ost-West-Unterschiede 
durch eine Kombination dieser beiden 
Erklärungsansätze besser erklären las-
sen als durch die isolierte Sichtweise 
dieser Perspektiven (z.B. Gabriel und 
Neller 2000; Gabriel 2005, S. 520; 
Thaidigsmann 2009, S. 125-131). Für 
diese Interpretation spricht auch der 
langsame Rückgang der Ost-West-
Unterschiede (ähnlich auch Holtmann 
und Jaeck 2015, S. 38).1 In den ersten 
Jahren nach der Wiedervereinigung lag 
die Ost-West-Differenz bei 25 Punkten, 
zwischen 1995 bis 2010 bei etwa 20 
Punkten und ab 2010 verringert sie sich 

auf etwa 15 Punkte. Die geringen Aus-
wirkungen der Euro- und Finanzkrise 
hatten in beiden Landesteilen einen 
positiven Effekt auf die Zufriedenheit 
mit der Demokratie (Braun und Tau-
sendpfund 2015, S. 346-350). Dabei fiel 
der Anstieg in den neuen Bundeslän-
dern etwas stärker aus als in den alten 
Bundesländern.

Die in Grafik 2 präsentierten Zeit-
reihen für die Zufriedenheit mit der 
Demokratie in West- und Ostdeutsch-
land zeigen zwar einerseits deutliche 
Niveauunterschiede in beiden Landes-
teilen, aber deren Entwicklungen ver-
laufen andererseits sehr parallel. Trotz 
unterschiedlichem Niveau reagieren die 
Menschen in Ost und West offensicht-
lich sehr ähnlich auf aktuelle Ereignisse 
und Herausforderungen (Fuchs und 
Roller 2016, S. 409).

Individuelle Bestimmungsfaktoren 
der Zufriedenheit mit der 
Demokratie

Die Zufriedenheit mit der Demokratie 
ist von mehreren Faktoren abhängig 
(Gabriel 2005, S. 514-520). Dabei gelten 
die wirtschaftliche Situation (z.B. Clarke 

et al. 1993; Quaranta und Martini 2016; 
Lange 2018), die Zufriedenheit mit der 
Regierung und die Parteiidentifikation 
als Indikator für die politische Involvie-
rung (z.B. Kern 2017), sowie soziodemo-
graphische Merkmale wie Geschlecht, 
Alter, Konfession und Bildung als wich-
tige Bestimmungsfaktoren der Zufrie-
denheit mit der Demokratie (Braun 
und Tausendpfund 2015; Tausendpfund 
2013). Die Gesamtkumulation des Polit-
barometers enthält allerdings nicht zu 
allen Zeitpunkten alle Bestimmungsfak-
toren der Zufriedenheit mit der Demo-
kratie. Deshalb werden bei der Analyse 
zwei Zeiträume unterschieden. In einem 
ersten Schritt werden die Bestimmungs-
faktoren der Demokratiezufriedenheit 
in Westdeutschland von 1977 bis 1989 
analysiert, im zweiten Schritt wird der 
Zeitraum von 1991 bis 2016 getrennt 
nach West und Ost betrachtet.

Grafik 3 zeigt die Ergebnisse von 
zwei logistischen Regressionen in Form 
eines Koeffizientenplots mit eingezeich-
neten 95-Prozent-Konfidenzintervallen. 
Dabei werden die Bestimmungsfaktoren 
der Zufriedenheit mit der Demokratie 
in Westdeutschland von 1977 bis 
1989 berücksichtigt. Die Aufnahme 

Grafik 3 Bestimmungsfaktoren der Demokratiezufriedenheit in Westdeutschland 
(1977 bis 1989)
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Alter (Ref. 30−44 Jahre)

Konfession (Ref. keine)

 Wirtschaft eigene (Ref. mittel)

 Wirtschaft BRD (Ref. mittel)

−1 −.8 −.6 −.4 −.2 0 .2 .4 .6 .8 1

M1: ohne Wirtschaft    M2: mit Wirtschaft

Anmerkungen: Logistische Regressionen. Fallzahl Modell 1: 63.893. Fallzahl Modell 2: 12.445. Der Kreis 
(M1) bzw. die Dreiecke (M2) zeigen die logistischen Regressionskoeffizienten; der Strich innerhalb des 
Symbols weist das jeweilige 95-Prozent-Konfidenzintervall aus. Positive Koeffizienten deuten auf 
einen positiven Effekt des jeweiligen Merkmals auf die Demokratiezufriedenheit hin. Entsprechend 
deuten negative Koeffizienten auf einen negativen Effekt des Merkmals hin. Neben den ausge-
wiesenen Merkmalen wurde bei den Regressionen jeweils das Erhebungsjahr als Dummyvariable 
berücksichtigt. 

Datenbasis: Politbarometer – Gesamtkumulation 1977 bis 2016. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA5100 
Datenfile Version 1.0.0, doi:10.4232/1.5100. Eigene Berechnungen
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der Bewertung der persönlichen bzw. 
der landesweiten wirtschaftlichen Lage 
führt allerdings zu einer erheblichen 
Verringerung des Datenmaterials. Des-
halb wird bei Modell 1 in Grafik 3 auf 
diese Indikatoren verzichtet; bei Modell 
2 in Grafik 3 werden die persönliche 
und die landesweite Bewertung der 
wirtschaftlichen Situation berücksich-
tigt. In beiden Modellen zeigen konfes-
sionsgebundene (männliche) Befragte 
mit einer Parteiidentifikation, die mit 
der Arbeit der Regierung zufrieden 
sind, eine höhere Zufriedenheit mit der 
Demokratie als konfessionslose (weibli-
che) Befragte, die sich keiner Partei ver-
bunden fühlen und mit der Arbeit der 
Regierung nicht zufrieden sind. Starke 
Effekte auf die Zufriedenheit mit der 
Demokratie hat die wahrgenommene 
wirtschaftliche Situation. Eine positive 
Bewertung der eigenen wirtschaftlichen 
Lage bzw. der wirtschaftlichen Lage des 
Landes korrespondiert mit einer höheren 
Demokratiezufriedenheit.

In Grafik 4 werden die Ergebnisse 
von zwei logistischen Regressionen für 
den Zeitraum 1991 bis 2016 getrennt für 
West- und Ostdeutschland ausgewie-
sen. Bei einem Ost-West-Vergleich der 
Bestimmungsfaktoren zeigen sich mehr 
Gemeinsamkeiten als Unterschiede. In 
beiden Landesteilen sind die Zufrie-
denheit mit der Wirtschaft (persönlich 
und landesbezogen), die Zufriedenheit 
mit der Regierung, die Parteiidentifika-
tion sowie eine christliche Konfession 
wichtige Bestimmungsfaktoren der 
Zufriedenheit mit der Demokratie. Je 
positiver die eigene Wirtschaftslage 
und die landesweite wirtschaftliche 
Situation bewertet werden, desto grö-
ßer ist die Demokratiezufriedenheit. 
Männliche Befragte mit einer Parteii-
dentifikation, einer größeren Zufrieden-
heit mit der Arbeit der Regierung und 
einer christlichen Konfession sind mit 
der Demokratie zufriedener als Frauen, 
Personen ohne Parteiidentifikation und 
Konfessionslose.

Beim Bildungsniveau und bei den 
Altersgruppen sind allerdings Unter-
schiede auszumachen. In Westdeutsch-
land steigt mit dem Bildungsniveau 
die Demokratiezufriedenheit an; in 
Ostdeutschland zeigen Befragte in der 
mittleren Bildungsgruppe dagegen eine 
geringere Demokratiezufriedenheit als 

Personen mit geringer oder hoher Bil-
dung. In Ostdeutschland sind zudem 
Befragte in den Altersgruppen 45 bis 
59 Jahre sowie ab 60 Jahre mit der 
Demokratie unzufriedener als junge 
Befragte oder Personen zwischen 30 
bis 44 Jahre. Dieser Alterseffekt könnte 
möglicherweise auf einen Kohortenef-
fekt zurückgeführt werden. Während die 
jüngste Altersgruppe in einem demokra-
tischen System sozialisiert wurde, trifft 
dies für die Altersgruppen ab 45 Jahre 
nicht zu. In Westdeutschland zeigt die 
Zugehörigkeit zu diesen Altersgruppen 
keinen Effekt auf die Zufriedenheit mit 
der Demokratie.

Zusammenfassung

Die Zufriedenheit mit der Demokratie 
gilt in der empirischen Sozialforschung 
– trotz konzeptioneller Unschärfe und 
variierender Formulierungen im Zeit-
verlauf – als wichtiger Indikator der 
politischen Unterstützung. Das Politba-
rometer der Forschungsgruppe Wahlen 
bietet eine ausgezeichnete Datengrund-
lage, um die Entwicklung der Zufrie-
denheit in Deutschland über einen 
langen Zeitraum zu analysieren. Bei der 
deskriptiven Betrachtung sind einerseits 

deutliche Einbrüche (1980-1982 und 
1991-1993), aber andererseits auch 
anschließende Phasen der Erholung und 
Konsolidierung zu erkennen. Seit 2006 
ist ein langsamer Aufwärtstrend fest-
zustellen, der nur kurzfristig durch die 
Finanz- und Eurokrise beeinträchtigt 
wird. Seit Mitte 2013 liegt die Demo-
kratiezufriedenheit in Westdeutschland 
bei knapp 70 Prozent, in Ostdeutschland 
ist jeder Zweite mit der Demokratie 
zufrieden. Dabei ist in den vergangenen 
Jahren ein langsamer Rückgang dieser 
Unterschiede erkennbar.

Trotz der Niveauunterschiede in 
West- und Ostdeutschland ist es bemer-
kenswert, dass die Entwicklung in bei-
den Landesteilen sehr ähnlich verläuft. 
Offensichtlich reagieren die Menschen 
in Ost und West in vergleichbarer Weise 
auf politische Ereignisse. Auch bei einer 
Betrachtung der Bestimmungsfaktoren 
der Zufriedenheit mit der Demokratie 
überwiegen eindeutig mehr die Gemein-
samkeiten als die Unterschiede. Eine 
positivere Bewertung der wirtschaftli-
chen Situation, die Zufriedenheit mit der 
Arbeit der Regierung, die Verbundenheit 
mit einer Partei sowie eine christliche 
Konfession sind in beiden Landesteilen 
mit einer positiveren Bewertung der 

Grafik 4 Bestimmungsfaktoren der Demokratiezufriedenheit in Deutschland (ab 
1991-2016)

Parteiidentifikation
Zufriedenheit Regierung

Geschlecht: Mann

schlecht/sehr schlecht
gut/sehr gut

schlecht/sehr schlecht
gut/sehr gut

gering
hoch

bis 29 Jahre
45 bis 59 Jahre

ab 60 Jahre

katholisch
protestantisch

andere

 Wirtschaft eigene (Ref. mittel)

 Wirtschaft BRD (Ref. mittel)

Bildung (Ref. mittel)

Alter (Ref. 30−44 Jahre)

Konfession (Ref. keine)

−1 −.8 −.6 −.4 −.2 0 .2 .4 .6 .8 1 −1 −.8 −.6 −.4 −.2 0 .2 .4 .6 .8 1

Westdeutschland ab 1991 Ostdeutschland ab 1991

Anmerkungen: Logistische Regressionen. Fallzahl Westdeutschland: 103.389. Fallzahl Ostdeutschland: 
88.778. Die Kreise zeigen die logistischen Regressionskoeffizienten; der Strich innerhalb des Sym-
bols weist das jeweilige 95-Prozent-Konfidenzintervall aus. Positive Koeffizienten deuten auf einen 
positiven Effekt des jeweiligen Merkmals auf die Demokratiezufriedenheit hin. Entsprechend deuten 
negative Koeffizienten auf einen negativen Effekt des Merkmals hin. Neben den ausgewiesenen 
Merkmalen wurde bei den Regressionen jeweils das Erhebungsjahr als Dummyvariable berücksichtigt. 

Datenbasis: Politbarometer – Gesamtkumulation 1977 bis 2016. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA5100 
Datenfile Version 1.0.0 (2017), doi:10.4232/1.5100. Eigene Berechnungen



Seite 34         ISI 60 – April 2018

Demokratie verknüpft. Lediglich bei 
Alter und Bildung sind unterschiedliche 
Effekte nachweisbar.

In der Öffentlichkeit wird das Politba-
rometer als ein Instrument wahrgenom-
men, um die aktuelle Stimmungslage 
der (wahlberechtigten) Bürgerinnen und 
Bürger in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu erfassen. Diese Sichtweise greift 
mehr als 40 Jahre nach Etablierung 
des Politbarometers allerdings zu kurz. 
Die Häufigkeit und die Kontinuität 
der Datenerhebung erlauben sowohl 
die Betrachtung kurzfristiger Trends 
als auch langfristiger Entwicklungen. 
Damit ist über die Jahre ein einzigartiger 
Datenschatz entstanden, dessen Wert 
mit jeder weiteren Datenerhebung noch 
steigt. Das Politbarometer leistet einen 
wertvollen Beitrag, um wichtige Aspekte 
deutscher Politik – wie die Entwicklung 
der Zufriedenheit mit der Demokratie 
– analysieren zu können (Kaase 2003) 
und Rückschlüsse für das Verhältnis 
zwischen Bürgern und Politik ziehen 
zu können. So deuten die Befunde in 
diesem Beitrag – entgegen der Krisendi-
agnosen um „Politikverdrossenheit“ und 
„Vertrauensverlust“ – eindeutig eher auf 
eine zufriedene als auf eine zerrüttete 
Beziehung der Bürgerinnen und Bürger 
mit der Demokratie hin.

Literatur

Allenspach, Dominik. 2012. Der Effekt der 
Systemunterstützung auf die politische 
Partizipation. Eine vergleichende Analyse 
westlicher Demokratien. Wiesbaden: VS 
Verlag für Sozialwissenschaften.

Almond, Gabriel A., und Sidney Verba. 
1963. The Civic Culture. Political Atti-
tudes and Democracy in Five Nations. 
Boston: Little, Brown and Company.

Bohnsack, Klaus. 1983. Die Koalitionskrise 
1981/82 und der Regierungswechsel 
1982. Zeitschrift für Parlamentsfragen 
14 (1): 5-32.

Braun, Daniela. 2013. Politisches Vertrauen 
in neuen Demokratien. Wiesbaden: 
Springer VS.

Braun, Daniela, und Hermann Schmitt. 
2009. Politische Legitimität. In Politi-
sche Soziologie. Ein Studienbuch, Hrsg. 
Viktoria Kaina und Andrea Römmele, 
53-81. Wiesbaden: VS Verlag für Sozi-
alwissenschaften.

Braun, Daniela, und Markus Tausendpfund. 
2015. Wirtschaftskrise und politische 
Unterstützung im europäischen Vergleich. 
In Wirtschaft, Krise und Wahlverhalten, 

Hrsg. Heiko Giebler und Aiko Wagner, 
333-360. Baden-Baden: Nomos.

Canache, Damarys, Jeffery J. Mondak, und 
Mitchell A. Seligson. 2001. Meaning and 
measurement in cross-national research 
on satisfaction with democracy. Public 
Opinion Quarterly 65 (4): 506-528.

Clarke, Harold D., Nitish Dutt, und Allan 
Kornberg. 1993. The Political Economy 
of Attitudes toward Polity and Society in 
Western European Democracies. Journal 
of Politics 55 (4): 998-1021.

Dalton, Russell J. 1999. Political Support in 
Advanced Industrial Democracies. In Criti-
cal Citizens. Global Support for Democratic 
Governance, Hrsg. Pippa Norris, 57-77. 
New York: Oxford University Press.

Easton, David. 1965. A Systems Analysis of 
Political Life. New York: Wiley.

Easton, David. 1975. A Re-Assessment of the 
Concept of Political Support. British Jour-
nal of Political Science 5 (4): 435-457.

Fuchs, Dieter, und Edeltraud Roller. 2016. 
Einstellungen zu Demokratie und Sozial-
staat. In Datenreport 2016. Ein Sozialbe-
richt für die Bundesrepublik Deutschland, 
Hrsg. Statistisches Bundesamt und Wis-
senschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung, 407-416. Bonn: Bundeszentrale 
für politische Bildung.

Gabriel, Oscar W. 1989. Regierungswechsel 
und politische Unterstützung. Implika-
tionen des Parteienwettbewerbs für die 
Struktur politischer Unterstützung in 
der Demokratie. Politische Vierteljah-
resschrift 30 (1): 75-93.

Gabriel, Oscar W. 2005. Politische Einstellun-
gen und politische Kultur. In Handbuch 
Politisches System der Bundesrepublik 
Deutschland, Hrsg. Oscar W. Gabriel und 
Everhard Holtmann, 459-522. München: 
Oldenbourg.

Gabriel, Oscar W., und Katja Neller. 2000. 
Stabilität und Wandel politischer Unter-
stützung im vereinigten Deutschland. In 
Der Wandel nach der Wende. Gesellschaft, 
Wirtschaft, Politik in Ostdeutschland, 
Hrsg. Hartmut Esser, 67-89. Wiesbaden: 
Westdeutscher Verlag.

Holtmann, Everhard, und Tobias Jaeck. 
2015. Was denkt und meint das Volk? 
Deutschland im dritten Jahrzehnt der 
Einheit. Aus Politik und Zeitgeschichte 
65 (33-34): 35-45.

Kaase, Max. 2003. Das Politbarometer als 
Instrument wissenschaftlicher und pub-
lizistischer Analyse. In Politbarometer, 
Hrsg. Andreas M. Wüst, 145-155. Opla-
den: Leske+Budrich.

Kern, Anna. 2017. Identifikation mit poli-
tischen Parteien und Demokratiezufrie-
denheit: Eine Längsschnittanalyse zum 
Einfluss von Parteiidentifikation in 
Deutschland. Politische Vierteljahres-
schrift 58 (1): 51-76.

Lange, Hendrik. 2018. Determinanten der 

Demokratiezufriedenheit. Einfluss ökono-
mischer Faktoren auf die politische Kultur 
in der BRD. Wiesbaden: Springer VS.

Linde, Jonas, und Joakim Ekman. 2003. 
Satisfaction with democracy: A note on a 
frequently used indicator in comparative 
politics. European Journal of Political 
Research 42 (3): 391-408.

Neller, Katja. 2006. DDR-Nostalgie. Dimen-
sionen der Orientierungen der Ostdeut-
schen gegenüber der ehemaligen DDR, 
ihre Ursachen und politischen Kon-
notationen. Wiesbaden: VS Verlag für 
Sozialwissenschaften.

Niedermayer, Oskar. 2005. Bürger und Poli-
tik. Politische Orientierungen und Ver-
haltensweisen der Deutschen. Wiesbaden: 
VS Verlag für Sozialwissenschaften.

Quaranta, Mario, und Sergio Martini. 2016. 
Does the economy really matter for satis-
faction with democracy? Longitudinal and 
cross-country evidence from the European 
Union. Electoral Studies 42: 164-174.

Sanders, David, Harold D. Clarke, Marianne 
Stewart, und Paul Whiteley. 2014. Out-
put-oriented Legitimacy: Individual- and 
System-level Influences on Democracy 
Satisfaction. In Elections and Democracy: 
Representation and Accountability, Hrsg. 
Jacques Thomassen, 153-180. Oxford: 
Oxford University Press.

Scharpf, Fritz W. 1999. Regieren in Europa. 
Effektiv und demokratisch. Frankfurt: 
Campus.

Statistisches Bundesamt, und Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung, Hrsg. 2016. Datenreport 2016. 
Ein Sozialbericht für die Bundesrepublik 
Deutschland. Bonn: Bundeszentrale für 
politische Bildung.

Tausendpfund, Markus. 2013. Gemeinden 
als Fundament der Demokratie? Indivi-
duelle und kontextuelle Bestimmungs-
faktoren der Zufriedenheit der Bürger 
mit der Demokratie. In Die Versprechen 
der Demokratie. 25. wissenschaftlicher 
Kongress der Deutschen Vereinigung für 
Politische Wissenschaft, Hrsg. Huber-
tus Buchstein, 269-292. Baden-Baden: 
Nomos.

Thaidigsmann, Isabell S. 2009. Aspekte 
politischer Kultur in Deutschland – Legi-
timitätsvorstellungen und Legitimitätsur-
teile: „Politische Ordnung“. In Politische 
Kultur. Eine Einführung, Hrsg. Bettina 
Westle und Oscar W. Gabriel, 97-137. 
Baden-Baden: Nomos.

Westle, Bettina, und Oskar Niedermayer. 
2009. Orientierungen gegenüber der 
Demokratie. In Wähler in Deutschland. 
Sozialer und politischer Wandel, Gender 
und Wahlverhalten, Hrsg. Steffen Kühnel, 
Oskar Niedermayer und Bettina Westle, 
11-29. Wiesbaden: VS Verlag für Sozi-
alwissenschaften.



ISI 60 – April 2018 Seite 35

Verdrossenheits-Empirie als 
Ausgangspunkt

Dieser Beitrag thematisiert den eklatan-
ten Widerspruch zwischen zwei Ansich-
ten unserer politischen Wirklichkeit, 
denen man in der empirischen Forschung 
begegnen kann und die sich auch in den 
öffentlichen Diskursen wiederfinden. 
Die erste der beiden Ansichten prä-
sentiert die politische Wirklichkeit in 
ausgesprochen negativer Perspektive, 
wobei schon seit längerer Zeit dem 
Begriff der „Verdrossenheit“ eine her-
ausragende Bedeutung zukommt. Der 
Begriff bezieht sich auf eine missmutige 
Einstellung der Bevölkerungsmehrheit 
zu „den“ politischen Parteien und „den“ 
Politikern, zu deren Veranschaulichung 
Sachverhalte wie eine tendenziell sin-
kende Wahlbeteiligung, eine sinkende 
Zahl der Parteimitglieder, oder eine 
schwächelnde Parteiidentifikation her-
angezogen werden. Die entsprechenden 
Behauptungen können sich in der Tat 
auf empirische Belege stützen, an deren 
Glaubwürdigkeit kaum zu zweifeln ist. 
Ungeachtet seiner Schlagwortartigkeit 
konnte der „Verdrossenheits“-Begriff 
deshalb auch in der Demokratiefor-
schung Fuß fassen. Die Fragen, die 
sich mit ihm verbinden, verknüpfen 
sich neuerdings mit der Frage nach der 
Repräsentationsfähigkeit der politischen 
Parteien, die verschiedenen Beobach-
tungen zufolge rückläufig ist, so dass 
die Verbindungsstränge zwischen der 
Bevölkerung und der Politik gefährdet 
erscheinen.

Demokratiezufriedenheit als 
Kontra-Indikator

Die zweite, diametral entgegengesetzte 
Ansicht der politischen Wirklichkeit 
kann sich auf eine fortgesetzte und stark 
ausgeprägte Neigung der Bevölkerungs-
mehrheit zu einer Zufriedenheit stützen, 
die nicht etwa die private Lebenszu-
friedenheit, sondern ausdrücklich die 
„Zufriedenheit mit der Demokratie“ 
betrifft, deren Entwicklung sich empi-
risch insbesondere mit dem POLIT-
BAROMETER der Forschungsgruppe 
Wahlen über nunmehr vier Jahrzehnte 
hinweg nachverfolgen lässt. Da sich der 
Beitrag von Tausendpfund in diesem 
Heft mit dieser Entwicklung bereits 
ausführlich beschäftigt, kann ich mich 
auf die zusammenfassende Feststellung 
beschränken, dass die 1977 beginnende 
Zeitreihe der Variable „Demokratiezu-
friedenheit“ einen Verlauf aufweist, der 
von einer über dem EU-Durchschnitt 
liegenden, also verhältnismäßig hohen, 
bis ca. 1990 andauernden Ausgangs-
periode aus nach zwischenzeitlichen 
Rücksetzern im Jahr 2005 zügig wie-
deranzusteigen begann, um etwa seit 
2013 den Höchststand der Ausgangs-
periode wieder zu erreichen und zu 
überschreiten.

Ansätze zur Widerspruchs-
Erklärung

Der zusammenfassende Befund lau-
tet dementsprechend in aller Kürze: 
Demokratieverdrossenheit und Demo-

kratiezufriedenheit – koexistent, wider-
spruchsgeladen und gleichermaßen 
empirisch belegbar. Wie lässt sich der 
Widerspruch nun aber erklären? 

Eine erste mögliche Erklärung wäre, 
dass in beiden Fällen unterschiedliche 
Teile der Bevölkerung beteiligt sind, 
aber diese – empirisch leicht überprüf-
bare – Erklärung trifft nicht zu. Eine 
zweite mögliche Erklärung wäre, dass es 
sich bei der mit der Variable „Demokra-
tiezufriedenheit“ erfassbaren Zufrieden-
heit um eine resignative, der passiven 
Hinnahme eines eigentlich unbefriedi-
genden Zustands ähnelnde Einstellung 
handelt, aber auch diese Erklärung trifft 
– ich muss darauf hoffen, dass mir diese 
Behauptung ohne empirische Belegung 
abgenommen wird - nicht zu. Eine dritte 
Erklärung könnte nun allerdings darauf 
abstellen, dass in den beiden Fällen 
unterschiedliche Einstellungsobjekte 
angezielt werden und in der Tat trifft 
diese Erklärung zu: Die „Verdrossenheit“ 
bezieht sich schwerpunktmäßig auf 
die politischen Parteien, die „Demo-
kratiezufriedenheit“ - wie vorgreifend 
gesagt werden kann - dagegen nicht, 
oder jedenfalls nicht in erster Linie (vgl. 
die im übernächsten Abschnitt nach-
folgende Erläuterung). Aber wer oder 
was kann in einer „Parteiendemokratie“, 
die wir ja dem allgemeinen Verständnis 
zufolge haben, eigentlich Demokratie-
zufriedenheit erzeugen, wenn nicht die 
Parteien? Gibt es womöglich etwas, was 
diesbezüglich an ihre Stelle getreten ist 
und ihre „Repräsentationsschwäche“ 
(Frank Decker) kompensiert? Und ist 

Parteiendemokratie im Umbruch?
Eine explorative Untersuchung

1 Mit Daten des Eurobarometers kom-
men Fuchs und Roller (2016, S. 410) 
allerdings zu einer anderen Schlussfol-
gerung: „25 Jahre nach der deutschen 
Vereinigung gibt es keine Hinweise 

darauf, dass sich mit zunehmenden 
Erfahrungen der Ostdeutschen mit 
der Demokratie die Kluft in der Demo-
kratiezufriedenheit zwischen Ost- und 
Westdeutschen verringert hat.“
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